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Ausgabe Nr. 1/2014 (1. Quartal 2014) 
 

  

Sehr geehrte Mandantin,  
sehr geehrter Mandant,  

nachfolgend haben wir in dieser Ausgabe wieder aktuelle Urteile und Neuerungen aus dem Steuer- und Wirtschaftsrecht für Sie 
zusammengestellt. 

 

 STEUERRECHT 
 

Arbeitgeber/Arbeitnehmer 

Reisekosten 2014 
Zum Anfang des Jahres ändert sich das steuerliche Reise-
kostenrecht. So werden beispielsweise die Pauschalen für 
Verpflegungsmehraufwendungen im Inland neu gestaffelt: 
Statt bisher drei gibt es nun nur noch zwei betragsmäßige 
Pauschalen und zwar: 

n 12 € für den Tag, an dem der Arbeitnehmer mehr als 
acht Stunden von seiner ersten Tätigkeitsstätte ab-
wesend ist, 

n 24 € für jeden Tag, an dem der Arbeitnehmer 24 
Stunden von seiner Wohnung abwesend ist sowie 

n je 12 € für den Anreise- und Abreisetag bei mehrtägi-
gen Reisen mit Übernachtung. 

Auch gibt es künftig pro Arbeitsverhältnis nur noch eine 
Tätigkeitsstätte. Entscheidend ist dies für die Beantwor-
tung der Frage, ob Fahrtkosten mit der Entfernungspau-
schale oder nach Dienstreisegrundsätzen berücksichtigt 
werden können. Daneben gibt es Änderungen bei der dop-
pelten Haushaltsführung sowie bei der Berücksichtigung 
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von Unterkunftskosten bei einer beruflich veranlassten 
Auswärtstätigkeit. 

Hinweis: Zum neuen Reisekostenrecht hat nun das Bun-
desfinanzministerium ausführlich Stellung genommen. 
Sollten Sie zu diesem Thema Fragen haben, sprechen Sie 
uns an. 

Lohnsteuer bei Betriebsveranstaltungen 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat zwei erfreuliche Urteile in 
Sachen Betriebsfeiern gefällt: Hierin stellen die Richter klar, 
dass zum einen im Rahmen der Freigrenze von 110 € pro 
Arbeitnehmer solche Kosten nicht zu berücksichtigen sind, 
die den Arbeitnehmer nicht bereichern. Zum anderen blei-
ben auch diejenigen Kosten außer Ansatz, die auf teilneh-
mende Familienangehörige entfallen. 

Hintergrund: Die Teilnahme an einer Betriebsveranstaltung 
führt i. d. R. nicht zu steuerpflichtigem Arbeitslohn – denn 
die Betriebsveranstaltung findet meist im eigenbetrieblichen 
Interesse statt. Allerdings hält der Fiskus dann die Hand 
auf, wenn die durch die Feier gewährten Zuwendungen 
nicht mehr üblich sind. Als noch üblich werden zwei Veran-
staltungen pro Jahr angesehen. Daneben dürfen die auf 
den Arbeitnehmer entfallenden Kosten je Veranstaltung die 
Freigrenze von 110 € (einschließlich Umsatzsteuer) nicht 
übersteigen – andernfalls liegt steuer- und sozialversiche-
rungspflichtiger Arbeitslohn vor. 

Streitfälle: Der BFH hat nun darüber entschieden, welche 
Kosten bei der Prüfung der 110-€-Freigrenze zu berück-
sichtigen sind. Im ersten Fall lud ein Konzern ca. 16.000 
Mitarbeiter zu einer Betriebsveranstaltung in ein Fußball-
stadion ein. Die Kosten für das Catering, die Künstler, die 
Stadionmiete und den Eventveranstalter beliefen sich auf 
rund 2 Mio. €. Umgerechnet auf jeden Arbeitnehmer war 
die 110-€-Grenze überschritten, sodass das Finanzamt von 
Arbeitslohn ausging. 

Im zweiten Fall nahmen neben den Arbeitnehmern auch 
deren Partner an der Veranstaltung teil. Pro Teilnehmer 
ergaben sich Kosten von ca. 68 €, also unterhalb der Frei-
grenze. Jedoch rechnete das Finanzamt die auf die Partner 
entfallenden Kosten den jeweiligen Arbeitnehmern hinzu 
und gelangte so zu einer Überschreitung der Freigrenze. 

Entscheidungen: In beiden Fällen gab der BFH den Klagen 
der Arbeitgeber, die sich gegen die Lohnsteuer-
Nachforderungsbescheide richteten, statt: 

Zu den Kosten, die bei Prüfung der 110-€-Freigrenze zu 
berücksichtigen sind, gehören nur Aufwendungen für Leis-
tungen, die der Arbeitnehmer konsumieren kann – dies 
sind Kosten für das Catering sowie die Unterhaltung (Mu-
sik/Künstler). 

Nicht einzurechnen sind dagegen Aufwendungen, die die 
Organisation und Ausgestaltung der Betriebsveranstaltung 
betreffen – wie die Kosten für die Raummiete und die 
Agentur, die die Veranstaltung organisiert. 

Ebenfalls nicht zu berücksichtigen sind die Kosten für die 
teilnehmenden Familienangehörigen/Partner. Denn deren 

Teilnahme liegt im ganz überwiegenden Interesse des 
Arbeitgebers, weil sie das Betriebsklima fördert.  

Folge: In beiden Fällen lagen die Kosten pro Arbeitnehmer 
somit unter der 110-€-Grenze, der Arbeitgeber musste 
keine Lohnsteuer nachentrichten. Auch für den Arbeitneh-
mer ergaben sich keine zu versteuernden Einnahmen aus 
der Teilnahme an der Betriebsveranstaltung. 

Hinweis: Fraglich ist zurzeit, ob die Finanzverwaltung die 
Urteile anwenden wird. Sollte dies nicht der Fall sein, steht 
zumindest der Rechtsweg offen. 

Beiträge für Zukunftssicherung des 
Arbeitnehmers 
Das Bundesfinanzministerium (BMF) nimmt in einem aktu-
ellen Schreiben zur Steuerpflicht von Beiträgen des Arbeit-
gebers für die Zukunftssicherung des Arbeitnehmers Stel-
lung. Danach stellen solche Beiträge keinen Sachbezug 
dar – mit der Folge, dass die monatliche Sachbezugsgren-
ze in Höhe von 44 € nicht anwendbar ist. 

Hintergrund: Sachbezüge des Arbeitgebers sind bis zu 
einer monatlichen Höhe von 44 € lohnsteuerfrei. 

Inhalt des Schreibens des BMF: Beiträge des Arbeitgebers 
für die Zukunftssicherung des Arbeitnehmers (z. B. für eine 
private Pflegezusatz- und Krankentagegeldversicherung) 
sind kein Sachbezug, sondern Barlohn, wenn 

n der Arbeitnehmer Versicherungsnehmer und damit 
Schuldner der Versicherungsbeiträge ist und der Ar-
beitgeber diese Beiträge übernimmt oder 

n der Arbeitgeber Versicherungsnehmer ist und der Ar-
beitnehmer Versicherter ist. 

Denn bei wirtschaftlicher Betrachtung stellt der Arbeitgeber 
seinem Arbeitnehmer Geld in Höhe der Beiträge zur Verfü-
gung, die dieser für seine Zukunftssicherung verwendet. 
Damit gilt die monatliche Freigrenze für Sachbezüge in 
Höhe von 44 € nicht. 

Hinweise: Das Schreiben gilt für Zukunftssicherungsleis-
tungen, die ab 2014 gezahlt werden. 

Besteuerung von Abfindungen 
Ferner hat sich das BMF zur steuerlichen Behandlung von 
Abfindungen geäußert. 

Hintergrund: Für Entlassungsentschädigungen gewährt der 
Gesetzgeber unter bestimmten Voraussetzungen eine 
steuerliche Entlastung in Gestalt einer Tarifbegünstigung. 
Der Grund: Entschädigungen führen i. d. R.  zu einer Zu-
sammenballung von Einkünften und damit zu einer höheren 
Steuerprogression, wenn z. B. im Rahmen einer Abfindung 
drei Jahresgehälter auf einen Schlag gezahlt werden. 

Die wesentlichen Aussagen des BMF-Schreibens: 

Das BMF stellt klar, dass die Tarifbegünstigung grundsätz-
lich nur bei Auszahlung der Entschädigung in einem Veran-
lagungszeitraum (VZ) bzw. Kalenderjahr gewährt wird. 
Eine Verteilung der Auszahlung auf zwei oder mehrere 
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VZ/Kalenderjahre ist somit grundsätzlich schädlich, es sei 
denn 

n der größte Teil der Entschädigung (mindestens 95 %) 
fließt in einem VZ zu; 

n die Zahlung der Entschädigung war von vornherein in 
einer Summe vorgesehen – nur wegen ihrer Höhe 
und der besonderen Verhältnisse des Zahlungspflich-
tigen wurde sie auf zwei Jahre verteilt; 

n der verteilte Zufluss beruht darauf, dass der Arbeit-
nehmer – bar aller Existenzmittel – dringend auf den 
Bezug einer Vorauszahlung angewiesen war; 

n es kommt zu einer nicht geplanten Nachzahlung in 
einem Folgejahr, weil z. B. der Arbeitnehmer eine hö-
here Entschädigung eingeklagt hat und der Arbeitge-
ber deshalb eine Nachzahlung leisten muss. 

Daneben muss geprüft werden, ob es aufgrund der Aus-
zahlung der Entschädigung überhaupt zu einer Zusam-
menballung von Einkünften kommt, die die Tarifbegünsti-
gung rechtfertigt. Eine solche liegt vor, wenn 

n die Entschädigung höher ist als die aufgrund der Ent-
lassung der bis zum Jahresende wegfallenden Ein-
nahmen oder 

n die Entschädigung zusammen mit den Einkünften aus 
einem neuen Arbeitsverhältnis höher ist als die bis 
zum Jahresende entfallenden Einnahmen. 

Beispiel: Dem A wird zum 1. 7. 2013 gekündigt. Im zweiten 
Halbjahr 2013 hätte er noch 50.000 € Gehalt bezogen. Er 
erhält nun von seinem Arbeitgeber eine Entschädigung in 
Höhe von 40.000 €. A beginnt direkt ab 1. 7. 2013 eine 
neue Tätigkeit bei einem anderen Arbeitgeber und erzielt 
im zweiten Halbjahr 2013 Einkünfte in Höhe von 30.000 €. 

A erhält die Tarifbegünstigung für die Entschädigungszah-
lung, weil die Summe aus Entschädigung (40.000 €) und 
den Einkünften aus dem neuen Arbeitsverhältnis (30.000 €) 
höher ist als die entgangenen Einkünfte in Höhe von 
50.000 €. 

Hinweis: Muss der Arbeitnehmer in einem Folgejahr einen 
Teil der tarifbegünstigten Entschädigung zurückzahlen, 
wird die Rückzahlung erst im Zeitpunkt ihres Abflusses 
berücksichtigt. Der Einkommensteuerbescheid des Jahres, 
in dem die Entschädigung an den Arbeitnehmer gezahlt 
worden ist, wird nicht korrigiert. Das BMF-Schreiben bindet 
die Finanzämter in allen noch offenen Fällen. 

Alle Steuerzahler 

Ermäßigung für Handwerkerleistungen 
Für Handwerkerleistungen im eigenen Haushalt des Steu-
erpflichtigen wird keine Steuerermäßigung gewährt, wenn 
er den Handwerker bar bezahlt. Dies gilt auch bei Barzah-
lung an einen öffentlich bestellten Handwerker. 

Hintergrund: Bei Handwerkerleistungen für Renovierungs-, 
Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen im Haushalt 
des Steuerpflichtigen gewährt der Gesetzgeber eine Steu-

erermäßigung von 20 % der Aufwendungen, höchstens 
1.200 €. Voraussetzung ist zum einen das Vorliegen einer 
Rechnung und zum anderen eine Überweisung auf das 
Bankkonto des Handwerkers. 

Streitfall: Der Kläger bezahlte einen Bezirksschornsteinfe-
germeister, der seinen Schornstein gereinigt hatte, in bar. 
Das Finanzamt versagte wegen der Barzahlung die Steu-
erermäßigung. 

Entscheidung: Dem folgte der Bundesfinanzhof (BFH): 

n Nach dem Gesetz ist eine Überweisung auf das Kon-
to des Handwerkers erforderlich, eine Barzahlung ge-
nügt nicht. Zweck der Regelung: die Schwarzarbeit-
bekämpfung. 

n Diese Grundsätze gelten auch bei Zahlung an einen 
Bezirksschornsteinfegermeister. Zwar ist ein Bezirks-
schornsteinfegermeister öffentlich bestellt, sodass 
Schwarzarbeit nicht ohne Weiteres zu befürchten ist. 

n Eine Ausnahme zugunsten des Klägers ist dennoch 
nicht geboten. Denn der Gesetzgeber darf grundsätz-
lich generalisierende, typisierende und pauschalie-
rende Regelungen treffen, ohne wegen der damit un-
vermeidlich verbundenen Härten gegen den allge-
meinen Gleichheitssatz zu verstoßen. 

Hinweise: Der BFH hält sich streng an den Gesetzeswort-
laut. Wer die Steuerermäßigung für Handwerkerleistungen 
im eigenen Haushalt geltend machen will, muss den Rech-
nungsbetrag an den Handwerker überweisen und von einer 
Barzahlung Abstand nehmen. Eine Unterscheidung zwi-
schen Berufsgruppen des Handwerks, die für Schwarzar-
beit anfälliger sind, und Berufsgruppen, die eher selten 
durch Schwarzarbeit auffallen, ist nicht geboten. 
  

Vermieter 

Herstellungskosten vs. 
Erhaltungsaufwand 
Der Umbau eines Flachdachs zu einem Satteldach führt zu 
Herstellungskosten, weil die Nutzfläche des Gebäudes 
erweitert wird. Die Kosten sind daher nur im Rahmen der 
jährlichen Abschreibung von 2 % absetzbar und stellen 
keine sofort abziehbaren Werbungskosten dar. 

Hintergrund: Bei Baumaßnahmen an einem Gebäude stellt 
sich in der Regel die Frage, ob es sich um sofort abziehba-
re Erhaltungsmaßnahmen handelt oder aber um Herstel-
lungskosten, die nur im Wege einer jährlichen Abschrei-
bung steuerlich abgesetzt werden können. 

Streitfall: Der Kläger vermietete ein Einfamilienhaus, das 
ein undichtes Flachdach hatte. Er ersetzte das Flachdach 
durch ein Satteldach für rund 30.000 €. Unter dem Sattel-
dach befand sich ein nicht ausgebautes Dachgeschoss 
ohne Anschlüsse für Strom, Wasser und Heizung. Es konn-
te nur über eine Einschubleiter von der Garage aus betre-
ten werden; außerdem war das neue Dachgeschoss über 
einen 1 qm großen Mauerdurchbruch mit dem Spitzboden 
der Garage verbunden. Der Kläger machte die Kosten in 
voller Höhe als Werbungskosten geltend. 
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Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) ließ dagegen 
nur eine jährliche Abschreibung von 2 % zu: 

n Herstellungskosten sind Kosten für die Erweiterung 
des Gebäudes. Zu einer Erweiterung führen ein An-
bau/Aufstockung durch Einfügung neuer Bestandteile 
oder die Vergrößerung der Nutzfläche, wenn hier-
durch die Nutzungsmöglichkeit erweitert wird – die 
tatsächliche Nutzung ist unbeachtlich. 

n Im Streitfall war von einer Erweiterung der Nutzfläche 
auszugehen. Denn das neue Dachgeschoss konnte 
als Speicher bzw. Abstellraum genutzt werden. Hier-
für war der Zugang über den Mauerdurchbruch aus-
reichend. Sonstige Abstellmöglichkeiten waren in 
dem Haus nicht vorhanden, da es nicht unterkellert 
war und die Wohnfläche nur 70 qm betrug. Unbeacht-
lich war, dass der Kläger das neue Dach nicht nutzte 
– die bloße Nutzungsmöglichkeit reicht aus. 

Hinweis: Die Rechtsprechung hat auch in folgenden Fällen 
eine Erweiterung und damit Herstellungskosten angenom-
men: Errichtung eines Kelleranbaus unter der vergrößerten 
Terrasse; Errichtung eins ganzjährig nutzbaren Wintergar-
tens; Einbau einer Dachgaube; Anbau von Balkonen. 

Käufer einer Eigentumswohnung haftet 
nicht für Hausgeldrückstände des 
Voreigentümers 
Der Käufer einer Eigentumswohnung (ETW) haftet der 
Wohnungseigentümergemeinschaft (WEG) mit seinem 
Wohneigentum nicht für Hausgeldrückstände des Vorei-
gentümers. 

Der Bundesgerichtshof hat entschieden, dass das Vorrecht 
einer Wohnungseigentümergemeinschaft für Hausge-
ldrückstände in der Zwangsversteigerung nicht dazu führt, 
dass ein Erwerber von Wohneigentum für die Hausgeld-
schulden des Voreigentümers haftet. 

Im entschiedenen Fall hatte die WEG wegen Hausgeldfor-
derungen gegen den insolventen Voreigentümer erfolglos 
Klage gegen den Erwerber erhoben auf Duldung der 
Zwangsvollstreckung in das Wohneigentum. Nach Ansicht 
des Gerichts wollte der Gesetzgeber zwar mit der Neufas-
sung des Zwangsvollstreckungsgesetzes zum 1.7.2007 die 
Hausgeldansprüche in der Zwangsversteigerung privilegie-
ren, jedoch kein dingliches Recht der WEG begründen. Ein 
neues dingliches Recht kann nicht im Wege der richterli-
chen Rechtsfortbildung geschaffen werden, weil eine sol-
che Entscheidung dem Gesetzgeber vorbehalten ist. Die 
Wohnungseigentümergemeinschaft kann daher nicht in das 
Wohnungseigentum des Erwerbers vollstrecken. 

 

 SOZIALVERSICHERUNG 

Rechengrößen für 2014 
Das Bundesarbeitsministerium hat den Referentenentwurf 
der Sozialversicherungs-Rechengrößenverordnung 2014 

bekannt gegeben. Hiernach sollen die Werte der Sozialver-
sicherung ab dem 1. 1. 2014 steigen. 

Die Bezugsgröße, die für viele Werte in der Sozialversiche-
rung Bedeutung hat (z. B. für die Festsetzung der Mindest-
beitragsbemessungsgrundlagen für freiwillige Mitglieder in 
der gesetzlichen Krankenversicherung und für die Bei-
tragsberechnung von versicherungspflichtigen Selbständi-
gen in der gesetzlichen Rentenversicherung), erhöht sich 
auf 2.765 €/Monat (2013: 2.695 €/Monat). Die Bezugsgrö-
ße (Ost) steigt auf 2.345 €/Monat (2013: 2.275 €/Monat). 

Beitragsbemessungsgrenze West 
Renten- und Arbeitslosen-
versicherung (Monat/Jahr) 

5.950 €/71.400 € 
(2013: 5.800 €/69.600 €) 

knappschaftliche Rentenversi-
cherung (Monat/Jahr) 

7.300 €/87.600 € 
(2013: 7.100 €/85.200 €) 

Kranken- und Pflege-
versicherung (Monat/Jahr) 

4.050 €/48.600 € 
(2013: 3.937,50 €/47.250 €) 

Beitragsbemessungsgrenze Ost 
Renten- und Arbeitslosen-
versicherung (Monat/Jahr) 

5.000 €/60.000 € 
(2013: 4.900 €/58.800 €) 

knappschaftliche Rentenversi-
cherung (Monat/Jahr) 

6.150 €/73.800 € 
(2013: 6.050 €/72.600 €) 

Kranken- und Pflege-
versicherung (Monat/Jahr) 

4.050 €/48.600 € 
(2013: 3.937,50 €/47.250 €) 

Die Versicherungspflichtgrenze in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung steigt auf 53.550 € (2013: 52.200 €). Für 
Arbeitnehmer, die bereits am 31. 12. 2002 aufgrund der zu 
diesem Zeitpunkt geltenden Regelungen wegen des Über-
schreitens der Jahresarbeitsentgeltgrenze versicherungs-
frei und privat versichert waren, steigt die Jahresarbeits-
entgeltgrenze auf 48.600 € (2013: 47.250 €). 

Voraussichtliche Sachbezugswerte 2014 
Auch die Sachbezugswerte für 2014 werden voraussicht-
lich steigen. Der Bundesrat muss dem noch zustimmen. 
Die Werte werden jedoch i. d. R. nicht mehr geändert. 

Auf Grundlage des gestiegenen Verbraucherpreisindex für 
Verpflegung werden in 2014 

n der Monatswert für die Verpflegung von 224 € auf 
229 €, 

n der Wert für verbilligte oder unentgeltliche Mahlzeiten 
für ein Mittag- oder Abendessen von 2,93 € auf 3 € 
und 

n der Wert für ein Frühstück von bisher 1,60 € auf 
1,63 € 

angehoben. 

Der Wert für Unterkunft oder Mieten steigt 2014 von 216 € 
auf 221 € monatlich, was bezogen auf den Quadratmeter 
3,88 € monatlich (bisher 3,80 €) bzw. bei einfacher Ausstat-
tung (ohne Sammelheizung oder ohne Bad oder Dusche) 
3,17 € monatlich (bisher 3,10 €) ausmacht. Wenn der Ta-
bellenwert nach Lage des Einzelfalls unbillig wäre, kann 
der Wert der Unterkunft mit dem ortsüblichen Mietpreis 
bewertet werden. 


